
 
 

Betretungsverbot 

 

 
 

Baugrundstück: Villingen, Gerberstraße 50, 52 und 54, Goldgrubengasse 21 und 23 

Flurstück-Nr.: 555, 556, 557, 553, 554 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

Die Stadt Villingen-Schwenningen erlässt folgende Allgemeinverfügung: 

 

 

1) Die Nutzung bzw. das Betreten der Gebäude Gerberstraße 50, 52 und 54 (Grund-

stücke Flst. Nr. 555, 556 und 557) sowie Goldgrubengasse 21 und 23 (Grundstücke 

Flst. Nr. 553 und 554) der Gemarkung Villingen wird mit sofortiger Wirkung bis 

zur abschließenden Klärung bzw. Wiederherstellung der Standsicherheit unter-

sagt. 

 

2) Für die Ziffer 1 dieser Verfügung wird die sofortige Vollziehung angeordnet. 

 

3) Diese Allgemeinverfügung gilt nach dem auf die ortsübliche Bekanntmachung fol-

genden Tag als bekannt gegeben. 

 

 

Begründung: 

 

Zu Ziffer 1 (Betretungsverbot): 

 

Durch das Brandereignis am 14.06.2025 wurden die Gebäude Gerberstraße 50, 52 und 54 so-

wie die Gebäude Goldgrubengasse 21 und 23 in einem solchen Umfang beschädigt, dass sie 

nach ersten Einschätzungen nicht mehr standsicher sind. Die Betretbarkeit kann mit den bisher 

vorliegenden Erkenntnissen und unter den gegebenen Umständen nicht zugestanden werden. 

Sicherungsmaßnahmen wurden bislang nicht durchgeführt. 

 

Am 17.06.2025 wurde durch die Baurechtsbehörde vor Ort durch das Anbringen entsprechen-

der Schilder am Gebäude auf das Betretungsverbot hingewiesen. In Ergänzung dazu ergeht nun 

diese förmliche Entscheidung. 

 

Rechtsgrundlage für diese Entscheidung ist § 47 Abs. 1 der Landesbauordnung für Baden-

Württemberg (LBO). 

Danach haben die Baurechtsbehörden darauf zu achten, dass die baurechtlichen Vorschriften 

sowie die anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften über die Errichtung und den Abbruch von 

baulichen Anlagen eingehalten und die auf Grund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen 

befolgt werden. Sie haben zur Wahrnehmung dieser Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu tref-

fen, die nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich sind. 

 

Gem. § 13 Abs. 1 LBO müssen bauliche Anlagen sowohl im Ganzen als auch in ihren einzelnen 

Teilen sowie für sich allein standsicher sein. Die Standsicherheit muss auch während der Er-

richtung sowie bei der Durchführung von Abbrucharbeiten gewährleistet sein. Die Standsicher-

heit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstücke 

dürfen nicht gefährdet werden. 
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Aufgrund der Einschätzung der Einsatzkräfte sowie einer ersten Einschätzung eines hinzugezo-

gen-genen Statikers ist die Standsicherheit der vom Brand betroffenen Gebäude zumindest teil-

weise-se nicht mehr gegeben. 

Ein möglicher Einsturz der Giebelwand des Gebäudes Gerberstraße 54 in die Brandruinen hin-

ein, kann zu einer Folgereaktion die vorhandenen Fassadenwände zur Gerberstraße hin führen. 

Auch die Fassadenwände der beiden Gebäude Gerberstraße 52 und 54 selbst sind durch die zu 

großen Teilen fehlenden Zwischendecken der beiden Gebäude in ihrer Standsicherheit zumin-

dest eingeschränkt. 

Im Bereich von Gebäude Gerberstraße 50 ist ein Herabfallen von noch losgelösten Teilen des 

teilweise abgebrannten Daches, sowohl in den öffentlichen Bereich als auch in das Gebäude 

selbst nicht auszuschließen. Beim Gebäude Gerberstraße 50 ist zudem der genaue Schadens-

umfang des Dachtragwerks nicht bekannt und dieses Gebäude ist noch um ein Geschoss hö-

her als die Gebäude Gerberstraße 52 und 54. 

Das Gebäude Goldgrubengasse 23 ist einsturzgefährdet. Auch hier sind die Folgen weiterer 

Einstürze für das Gebäude Goldgrubengasse 21 unklar. Beim Gebäude Goldgrubengasse 21 ist 

ein Herabfallen von noch losgelösten Teilen des teilweise abgebrannten Daches, sowohl in den 

öffentlichen Bereich als auch in das Gebäude selbst nicht auszuschließen. Auch hier ist der ge-

naue Schadenumfang des Dachtragwerks nicht bekannt. 

 

Zumindest bis zur Beseitigung des Brandschutts und Klärung bzw. Wiederherstellung der 

Standsicherheit stellt dies eine Gefahr für den betroffenen Personenkreis dar. 

 

Aus diesem Grund wird die Nutzung bzw. das Beteten der genannten Gebäude bis zur abschlie-

ßenden Klärung bzw. Wiederherstellung der Standsicherheit mit sofortiger Wirkung untersagt. 

 

Bei der Anordnung von Maßnahmen gem. § 47 der Landesbauordnung ist der Behörde Ermes-

sen eingeräumt (§ 40 Landesverwaltungsverfahrensgesetz, LVwVfG). Bei der Ausübung des 

Ermessens ist insbesondere der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

Eine andere, weniger einschneidende Maßnahme als die hiermit angeordnete kommt nicht in 

Betracht. Der derzeitige Zustand stellt eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben der Benutzer 

des Gebäudes dar. Die Nutzungsuntersagung zum Schutz dieser Rechtsgüter ist im Übrigen un-

abhängig davon angezeigt, welche Personen das Gebäude nutzen. Insofern bestand auch im 

öffentlichen Interesse die Pflicht zum Einschreiten. Das der Baurechtsbehörde in o. g. Vor-

schrift eingeräumte Ermessen wird daher nach Abwägung aller für den Fall bedeutsamen Um-

stände dahingehend ausgeübt, dass die Durchführung der unter Ziffer 1 geforderten Maß-

nahme angeordnet wird. Diese Entscheidung ist geeignet und erforderlich um baurechtsmä-

ßige Zustände wiederherzustellen. Eine weniger einschneidende Maßnahme ist nicht möglich. 

Nachdem die erforderliche Standsicherheit nach § 13 Abs. 1 LBO der baulichen Anlage nicht 

mehr gewährleistet ist, sowie angesichts der daraus resultierenden Gefahr ist die baurechtliche 

Anordnung auch erforderlich und angemessen. 

 

Von einer vorherigen Anhörung nach § 28 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz 

(LVwVfG) konnte nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 u. 4 Alt. 1 LVwVfG abgesehen werden. 

 

Zu Ziffer 2 (Sofortige Vollziehung): 

 

Für diese Maßnahme (Ziffer 1) wird die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

Die Entscheidung über die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im Ermessen der Be-

hörde, wobei das Interesse des Betroffenen an der sofortigen Vollziehung gegen das Interesse 

eines anderen Beteiligten an der aufschiebenden Wirkung abzuwägen ist. Das öffentliche Inte-

resse an der sofortigen Erfüllung der Auflagen ist höher zu bewerten als das private Interesse, 

eine einmal erlangte Position auch im Falle einer Klage beibehalten zu können.  
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Diese Voraussetzung ist hier gegeben, denn es ist im öffentlichen Interesse dringend geboten, 

die alsbaldige Beseitigung der Gefahr für Leben oder Gesundheit auch im Falle eines Rechtsbe-

helfs gegen diese Verfügung sicherzustellen. Es gilt hierbei zu verhindern, dass unter dem 

Schutz der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs bzw. späteren Rechtsmittel die ge-

schilderte Gefahrenlage für einen nicht abzusehenden Zeitraum bestehen bliebe.  

Dies stellt angesichts der fehlenden Standsicherheit nach § 13 Abs. 1 LBO eine erhebliche Ge-

fahr für Leib und Leben dar. Die angeordneten Maßnahmen sind zur Gefahrenabwehr unab-

dingbar, insofern ist es zur Gefahrenabwehr aus öffentlichem Interesse dringend geboten die 

sofortige Vollziehung anzuordnen. 

 

Zu Ziffer 3 (Bekanntgabefiktion): 

 

Die Verfügung zu 4. hat ihre Rechtsgrundlage in § 41 Abs. 4 Satz 4 LVwVfG. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Freiburg, 

mit Sitz in Freiburg im Breisgau, erhoben werden. 

 
Hinweis: 

Diese Allgemeinverfügung sowie ihre Begründung können bei der Stadt Villingen-Schwenningen, Referat des Ober-

bürgermeisters, Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Münsterplatz 7/8, 78050 Villingen-Schwenningen, einge-

sehen werden. 

 

 

Villingen-Schwenningen, den 23.06.2025 

 

Stadt Villingen-Schwenningen 

Baurechtsamt 
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